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Ihr Zeichen: 32-0522/1711/28               Schreiben vom 30. Januar 2026 

 

Stellungnahme im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens „Neubau 
Batteriegroßspeicher Wegefarth", Gemeinde Oberschöna, Gemarkung Wegefarth, 
Landkreis Mittelsachsen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., dankt für die 
Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen des o. g. Planfeststellungsverfahrens. Das Verfahren wird 
auf Grundlage von § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 EnWG geführt. 

Der BUND Sachsen begrüßt das vorliegende Vorhaben in seiner energiewirtschaftlichen Zielsetzung. 
Batteriegroßspeicher sind ein notwendiges Element der Energiewende: Sie ermöglichen die Netzstabili-
sierung bei steigendem Anteil fluktuierender erneuerbarer Energien und bilden damit eine zentrale Inf-
rastruktur der Dekarbonisierung des Stromsektors. Das Projekt am Umspannwerk Freiberg Nord 
(50Hertz, 380 kV) ist netzgebunden begründet, weist eine Gesamtleistung von ca. 700 MW und eine 
Kapazität von ca. 2.800 MWh auf und leistet damit einen erheblichen Beitrag zur Versorgungssicherheit 
mit Erneuerbaren Energien. 

Um das Vorhaben bestmöglich mit den Belangen von Natur- und Artenschutz in Einklang zu bringen, 
weisen wir auf fachliche und rechtliche Optimierungspotenziale der Planfeststellungsunterlagen hin. 
Ziel unserer Stellungnahme ist es, eine rechtssichere Genehmigung zu gewährleisten und das Vorhaben 
naturverträglich zu realisieren. 

Dem Vorhaben wird im Grundsatz zugestimmt. Es ergehen jedoch wichtige Hinweise und Forderungen, 
die für eine rechtlich und naturschutzfachlich einwandfreie Realisierung aus unserer Sicht unabding-
bar sind. 

Diese Stellungnahme verfolgt nicht das Ziel der Verhinderung, sondern eine Verbesserung der Beding-
ungen und Sicherungsmaßnahmen zugunsten von Natur und Landschaft. Die nachfolgenden Forder-
ungen sind aus den Planfeststellungsunterlagen abgeleitet. 

1. Artenschutz: CEF-Maßnahme – Vorabfunktionsnachweis und dingliche Sicherung 

Im Plangebiet wurden vier planungsrelevante Brutvogelarten nachgewiesen: Feldlerche (3 Reviere inner-
halb des Plangebiets, 2 weitere im Kulissenbereich bis 100 m), Wachtel (1 Revier 24 m westlich der 
südlichen Teilfläche), Schwarzkehlchen (1 Revier an der Böschung des bestehenden Umspannwerks) 
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und Neuntöter (1 Revier im Feldgehölz). Zur Kompensation ist die vorgezogene Ausgleichsmaßnahme 
2.1 ACEF (Anlage einer Ackerbrache oder extensiv bewirtschafteter Acker, 2,0 ha, auf den Flurstücken 
1005 und 1011) geplant. 

Das Maßnahmenblatt 2.1 ACEF sieht als Maßnahmebeginn „vor Beginn der Baumaßnahmen" und als 
Fertigstellung „Vegetationsperiode vor Baubeginn" vor. Eine Pflicht zur behördlichen Bestätigung der 
Funktionsfähigkeit vor den ersten Erdarbeiten ist nicht vorgesehen. Die Flächensicherung erfolgt nur 
durch Pacht - eine dingliche Sicherung ist nicht vorgesehen. 

Forderungen: 

• Der Planfeststellungsbeschluss hat als verbindliche Nebenbestimmung (Auflage) festzusetzen, 
dass die CEF-Maßnahme 2.1 ACEF (2,0 ha Ackerbrache / extensiver Acker für Feldlerche und Wach-
tel) spätestens eine vollständige Vegetationsperiode vor Beginn der ersten Baufeldräumung funkti-
onsfähig hergestellt ist. Die Funktionsfähigkeit ist durch eine fachkundige Person nachzuweisen 
und der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Mittelsachsen schriftlich zu bestätigen. Ohne 
diese Bestätigung darf mit der Baufeldräumung nicht begonnen werden. 

• Alle externen Ausgleichs- und CEF-Flächen (insbesondere 2.1 ACEF, 2.2 A Schrödermühle, 2.3 A 
extensives Grünland auf 5.174 m²) sind vor Erlass des Planfeststellungsbeschlusses dinglich zu 
sichern -- durch Eintragung einer Dienstbarkeit im Grundbuch, durch eine öffentlich-rechtliche Ver-
einbarung oder durch eine vergleichbare rechtssichere Sicherungsform. Eine reine Pachtsicherung 
ist nicht ausreichend. 

2. Artenschutz: Kumulative Wirkung mit dem benachbarten Projekt „Batteriespeicher Hainichener 
Straße" 

Der Artenschutzfachbeitrag erkennt ausdrücklich an, dass das sich in Planung befindliche Vorhaben 
„Batteriespeicher Hainichener Straße" bei gleichzeitiger Realisierung additive Habitatverluste im Brutge-
biet der Feldlerche verursachen kann. Der Fachbeitrag hält fest, dass für jedes Projekt eigenständige 
CEF-Maßnahmen außerhalb des jeweiligen Wirkraums des anderen Projekts umzusetzen sind. Eine ko-
ordinierte behördliche Prüfung, ob die CEF-Fläche des vorliegenden Projekts tatsächlich außerhalb des 
Wirkraums des Nachbarprojekts liegt, ist in den Unterlagen nicht dokumentiert. 

Forderung: 

• Vor Erlass des Planfeststellungsbeschlusses ist durch den Vorhabenträger nachzuweisen und von 
der zuständigen Behörde aktenkundig zu machen, dass die CEF-Maßnahme 2.1 ACEF räumlich 
außerhalb des Wirkraums des parallel geplanten Projekts „Batteriespeicher Hainichener Straße" 
liegt. Hierzu ist vor Erlass des Beschlusses eine schriftliche Abstimmung mit der für das Nachbar-
projekt zuständigen Genehmigungsbehörde vorzulegen und aktenkundig zu machen. 

3. Beleuchtung 

3.1 Artenschutz: Beleuchtungspufferzone um das Feldgehölz – verbindliche Festsetzung 

Das gesetzlich geschützte Feldgehölz (§ 30 BNatSchG i.V.m. § 21 SächsNatSchG) auf der nördlichen 
Teilfläche - Wertstufe „sehr hoch" (25 WP/m²), Lebensraum für Neuntöter und potenziell für Fleder-
mäuse - wird durch eine 30 m breite Pufferzone ohne technische Anlagen und ohne Beleuchtung 
geschützt. Der Artenschutzfachbeitrag hält ausdrücklich fest, dass eine negative Auswirkung auf stö-
rungsempfindliche Arten durch Licht im Feldgehölzbereich „nicht völlig ausgeschlossen werden kann". 
Die Beleuchtungsfreiheit des 30-m-Puffers ist jedoch als gutachterliche Empfehlung formuliert, nicht als 
verbindliche Auflage des Planfeststellungsbeschlusses. 
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Forderungen: 

• Der Planfeststellungsbeschluss hat als verbindliche Auflage festzusetzen: Im 30-m-Pufferbereich 
um das gesetzlich geschützte Feldgehölz (§ 30 BNatSchG) werden dauerhaft keine technischen 
Anlagen, insbesondere keine Beleuchtungsanlagen, errichtet und betrieben. Diese Festsetzung gilt 
für die gesamte Nutzungsdauer der Anlage. 

• Die Umweltbaubegleitung (Maßnahme 1.4 V) hat ausdrücklich auch die Einhaltung der beleuch-
tungsfreien Pufferzone zu kontrollieren und in ihren regelmäßigen Berichten an die untere Natur-
schutzbehörde Mittelsachsen zu dokumentieren. 

3.2 Zusätzliche Forderungen zu Licht 

Für alle dauerhaft betriebenen Beleuchtungsanlagen im Vorhabengebiet ist im Planfeststellungsbe-
schluss festzusetzen, dass – soweit technisch und sicherheitsrechtlich möglich – ausschließlich warm-
weiße Leuchtmittel mit einer Farbtemperatur von höchstens 2.700 Kelvin, ohne UV‑ und IR‑Anteil, in voll-
ständig nach unten gerichteten, abgeschirmten Gehäusen eingesetzt werden. Die Beleuchtungsstärke 
ist auf das sicherheitsrechtlich erforderliche Maß zu begrenzen; über geeignete Steuerungen (z.B. 
Bewegungsmelder, Zeitschaltuhren) ist sicherzustellen, dass Beleuchtung nur bei Bedarf und nicht dau-
erhaft in der Nacht erfolgt. 

4. Gehölzschutz: Verbindliche Absicherung im Planfeststellungsbeschluss 

Das Feldgehölz (Flurstück 1001, südwestliche Ecke der nördlichen Teilfläche, ca. 5.388 m²) ist als einzi-
ger naturraumfachlich hochwertiger Lebensraum im Plangebiet zu erhalten. Die Schutzmaßnahme 1.3 
V sieht einen Baumschutzstreifen nach DIN 18920 und R SBB mit mindestens 2 m Abstand und einem 
mindestens 1,80 m hohen Zaun einschließlich Kronentraufbereich vor. Diese Maßnahme ist jedoch als 
Selbstverpflichtung des Vorhabenträgers formuliert, nicht als verbindliche Auflage des Planfeststel-
lungsbeschlusses. Bei Verstoß fehlen klare Sanktionsmechanismen. 

Forderung: 

• Der Schutz des gesetzlich geschützten Feldgehölzes gemäß Maßnahme 1.3 V (Gehölzschutz in der 
Bauphase nach DIN 18920 und R SBB, Mindestabstand 2 m, Schutzzaun ≥ 1,80 m Höhe einschließlich 
Kronentraufbereich) ist als verbindliche Auflage in den Planfeststellungsbeschluss aufzunehmen. Ver-
stöße gegen diese Auflage sind gegenüber der unteren Naturschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

5. Ausgleichsmaßnahme 2.2 A – Rückbau Schrödermühle: Zeitbindung und Eigentumsnachweis 

Der Rückbau des Gebäudekomplexes Schrödermühle (Gemarkung Linda, Flurstück 1063, 0,31 ha, inner-
halb des LSG Striegistal und der Flussaue Große Striegis) ist die ökologisch wertvollste Maßnahme des 
gesamten Konzepts. Sie erzielt rechnerisch 308.266 Wertpunkte und deckt den gesamten verbleibenden 
Kompensationsbedarf von 29.276 Wertpunkten mit einem Überschuss von 278.990 Wertpunkten ab. 
Ohne diese Maßnahme wäre die Eingriffs-Ausgleichsbilanz erheblich defizitär. Das Maßnahmenblatt 2.2 
A sieht als Maßnahmebeginn jedoch nur „spätestens 1 Vegetationsperiode nach der Fertigstellung des 
technischen Bauvorhabens" vor, ohne konkretes Enddatum. Das Flurstück 1063 (Gemarkung Linda) wird 
laut Maßnahmenblatt als „künftiger Eigentümer: Vorhabenträger" geführt; ein Nachweis des tat-
sächlichen Erwerbs vor Planfeststellung ist nicht erbracht. 

Forderungen: 

• Vor Erlass des Planfeststellungsbeschlusses ist der Nachweis zu erbringen, dass der Vorhabenträ-
ger über Flurstück 1063 der Gemarkung Linda (Ausgleichsmaßnahme 2.2 A) eigentumsrechtlich 
verfügen kann -- durch Vorlage eines Kaufvertrags, einer Auflassungsvormerkung oder einer ent-
sprechenden öffentlich-rechtlichen Vereinbarung. 
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• Der Planfeststellungsbeschluss hat als verbindliche Auflage festzusetzen, dass der vollständige 
Rückbau des Gebäudekomplexes Schrödermühle (einschließlich aller Fundamente, Asphalt-, Beton- 
und Pflasterflächen sowie Kläranlagen) spätestens 24 Monate nach Inbetriebnahme von Block 1 
abgeschlossen ist. Der Abschluss ist der unteren Naturschutzbehörde durch eine fachkundige Per-
son nachzuweisen. 

6. Entwässerung im Brandfall: Ergänzung der Worst-Case-Betrachtung 

Das AwSV-Gutachten (U0902) stellt fest, dass bei „unbelastetem Kühlwasser" keine Rückhaltung erfor-
derlich ist und das Kühlwasser nach Vorbehandlung über eine Sedimentationsanlage versickert werden 
kann. Das Entwässerungskonzept (U0901) sieht Versickerungsmulden mit vorgeschalteter Sedimenta-
tionsanlage vor. Das Brandschutzkonzept (U14) bewertet das Brand- und Explosionsrisiko als nicht er-
höht. Im Brandfall können bei LiFePO₄-Akkus jedoch Pyrolyseprodukte (u.a. Fluorwasserstoff, andere 
organische Verbindungen) entstehen, die mit Löschwasser in Kontakt kommen. Das geringere Risiko 
des thermischen Durchgehens von LiFePO₄-Akkus schließt bei einem Brand in dieser Anlagengröße die 
Freisetzung solcher Pyrolyseprodukte nicht aus, da der LiPF₆-haltige Elektrolyt bei thermischer Bean-
spruchung in jedem LFP-System zersetzt werden kann. Das AwSV-Gutachten trifft keine explizite Aus-
sage darüber, welche Stoffe im Brandfall in das Löschwasser übergehen könnten und ob die Sedimen-
tationsanlage für diese Stoffe geeignet ist. 

Forderung: 

• Im Planfeststellungsbeschluss ist als Auflage festzusetzen, dass der Vorhabenträger vor Inbetrieb-
nahme von Block 1 eine ergänzende Stellungnahme zum Verhalten von brandspezifischen Pyroly-
seprodukten (insbesondere Fluorwasserstoff und organische Verbindungen) im Kontakt mit Lösch-
wasser unter Berücksichtigung der vorhandenen Versickerungsanlage vorzulegen hat. Diese Stel-
lungnahme hat zu bewerten, ob die Sedimentationsanlage für diese Stoffe ausreichend dimensio-
niert ist, oder ob weitergehende Rückhalteeinrichtungen erforderlich sind. Grundlage können ein-
schlägige Veröffentlichungen der BAuA und des UBA zu LFP-Bränden sein. 

7. Monitoring: Behördliche Bestätigungspflicht und Nachsteuerungsmechanismus 

Sämtliche Maßnahmenblätter sehen Funktionskontrollen alle 3 Jahre vor; Umsetzung und Kontrolle 
obliegen allein dem Vorhabenträger. Eine Pflicht zur Vorlage der Kontrollberichte bei der Naturschutz-
behörde ist nur für die Umweltbaubegleitung (1.4 V) vorgesehen, nicht aber für die Ausgleichsmaßnah-
men. 

Forderungen: 

• Der Planfeststellungsbeschluss hat als verbindliche Auflage festzusetzen, dass die Ergebnisse der 
3-jährigen Funktionskontrollen für alle Ausgleichs- und CEF-Maßnahmen (2.1 ACEF, 2.2 A, 2.3 A, 2.4 
A, 2.5 A) in standardisierter Form der unteren Naturschutzbehörde Mittelsachsen schriftlich vorzu-
legen sind. Die Behörde bestätigt die Plausibilität der Berichte oder fordert Nachbesserungen an. 

• Für den Fall, dass eine Funktionskontrolle ergibt, dass eine Ausgleichs- oder CEF-Maßnahme die 
vorgesehene Qualität nicht erreicht, ist der Vorhabenträger verpflichtet, innerhalb von 12 Monaten 
in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde Nachbesserungsmaßnahmen umzusetzen und 
deren Wirksamkeit innerhalb von weiteren 24 Monaten nachzuweisen. 
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8. Rückbau nach Ende der Nutzungsdauer: Sicherungsleistung 

Der Technische Erläuterungsbericht (U01) sieht eine maximale Nutzungsdauer von 30 Jahren vor. Der 
vollständige Rückbau aller Anlagen einschließlich Nebenanlagen ist vertraglich gebunden. Art und 
Umfang der Sicherungsleistung für den Rückbau sind in den vorliegenden Unterlagen nicht benannt. 

Forderung: 

• Der Planfeststellungsbeschluss hat gemäß § 75 Abs. 1 i. V. m. § 36 VwVfG eine angemessene 
Sicherheitsleistung (z.B. Bankbürgschaft oder zweckgebundene Rückbaurücklage) für den vollstän-
digen Rückbau der Anlage als Bedingung festzusetzen, die vor Baubeginn nachzuweisen ist und 
deren Höhe sich an den tatsächlichen Rückbaukosten zu orientieren hat. 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


